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Bericht des Vorstands gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 

8 der Tagesordnung über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das 

Bezugsrecht der Aktionäre bei der Veräußerung eigener Aktien auszuschließen 

 

 Unter Tagesordnungspunkt 8 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, die Gesellschaft gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu ermächtigen, eigene Aktien im Umfang von bis zu insgesamt 10% 

des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die 

Ermächtigung gilt in Übereinstimmung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, der eine 

Ermächtigungsdauer von bis zu 5 Jahren zulässt, für einen Zeitraum von etwas mehr als 3 

Jahren, nämlich bis zum 30. Juni 2025. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, 

im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene Aktien auf verschiedenen Wegen bis 

zur Höhe von insgesamt 10% des Grundkapitals der Gesellschaft erwerben zu können. 

 

 Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung gemäß § 53a AktG zu 

wahren. Der vorgeschlagene Erwerb der Aktien über die Börse, durch ein öffentliches 

Kaufangebot oder durch die öffentliche Aufforderung, Verkaufsofferten abzugeben, trägt 

diesem Grundsatz Rechnung. Sofern ein öffentliches Angebot oder eine öffentliche 

Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten überzeichnet ist, muss die Annahme nach 

Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück 

angedienter Aktien je Aktionär kann vorgesehen werden. Diese Möglichkeit dient dazu, kleine 

Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern. 

 

 Die aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen Aktien sollen neben der 

Veräußerung über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu folgenden Zwecken unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendet werden dürfen: 

 

1.  Die Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien zur Verfügung zu haben, 

um diese beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen als Gegenleistung anbieten zu können. 

 

 Der Vorstand prüft fortlaufend Gelegenheiten für die Gesellschaft zum Erwerb von 

Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen im Bereich Car Wash, um die 

Wettbewerbsposition der Gesellschaft zu stärken. In vielen Fällen ist es für die 

Gesellschaft günstiger oder wird es vom Markt verlangt, Aktien der Gesellschaft als 

Akquisitionswährung einzusetzen. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der 

Gesellschaft die Möglichkeit einräumen, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und 

flexibel ausnutzen zu können. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Werts der 

als Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenpreis orientieren. Eine schematische 

Anknüpfung an einen Börsenpreis ist hierbei nicht vorgesehen, insbesondere um einmal 

erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage 

zu stellen. 
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2.  Des Weiteren soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien zur 

Bedienung von Optionsrechten, die an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, 

Mitglieder der Geschäftsführung der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 

und an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen im Rahmen von Aktienoptionsprogrammen ausgegeben werden, unter 

den in dem entsprechenden Optionsprogramm genannten Bedingungen zu verwenden. 

 

 Voraussetzung für die Bedienung von Optionsrechten aus einem 

Aktienoptionsprogramm mit eigenen Aktien ist der Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre. Die Entscheidung, ob den Bezugsberechtigten Aktien aus dem Bestand 

eigener Aktien angeboten bzw. übertragen werden, werden Vorstand und Aufsichtsrat 

jeweils anhand der konkreten Liquiditäts- und Marktlage treffen. Soweit Optionsrechte 

der Mitglieder des Vorstands bedient werden, liegt die Zuständigkeit allein beim 

Aufsichtsrat. 

 

 Werden eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Bedienung 

von Optionsrechten aus einem Aktienoptionsprogramm verwendet, darf von der 

Ermächtigung nur bis zu einer Höhe von insgesamt maximal 5% des im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals von der 

Ermächtigung Gebrauch gemacht werden. Auf diese 5%-Grenze ist das anteilige 

Grundkapital anzurechnen, das auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit der 

Ermächtigung unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, an Mitglieder der 

Geschäftsführung der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen sowie an 

Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 

gegen Bar- oder Sacheinlagen ausgegeben oder veräußert werden. 

 

3.  Schließlich sollen die eigenen Aktien auch auf andere Weise verwendet werden können, 

sofern die Verwendung der eigenen Aktien der Gesellschaft gegen Barzahlung und zu 

einem Preis erfolgt, der den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Die Ermächtigung ist zudem beschränkt 

auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 10% des 

Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch – falls dieser Wert geringer ist – im 

Zeitpunkt ihrer Ausübung. Auf die vorgenannte Begrenzung sind Aktien anzurechnen, 

die in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder 

von der Gesellschaft veräußert werden, sowie Aktien, die zur Bedienung von Options- 

oder Wandelschuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit 

Wandlungs- oder Optionspflicht auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegeben werden. 
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 Mit dieser Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Im Interesse der Gesellschaft soll damit 

insbesondere die Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen Investoren im In- und 

Ausland Aktien der Gesellschaft anzubieten und den Aktionärskreis zu erweitern. Die 

Gesellschaft soll mit der erbetenen Ermächtigung in die Lage versetzt werden, auf 

günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. Die Vermögens- 

und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden dabei angemessen gewahrt. Dem 

Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, 

dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen 

Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des 

Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der 

Vorstand wird sich dabei – unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten – 

bemühen, einen eventuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig wie möglich zu 

halten. Interessierte Aktionäre können ihre Beteiligungsquote zu im Wesentlichen 

gleichen Bedingungen durch Zukäufe im Markt erhalten. 

 

 Der Vorstand ist ferner gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 6 AktG ermächtigt, die Aktien auch ohne 

erneuten Beschluss der Hauptversammlung einzuziehen. Hierdurch wird das Kapital 

herabgesetzt. Entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann der Vorstand aber auch die 

Einziehung der voll eingezahlten Stückaktien beschließen, ohne dass damit eine Herabsetzung 

des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht 

neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch eine 

Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der 

rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand 

soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdende Änderung der Satzung der 

Gesellschaft hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien 

vorzunehmen. 

 

 Der Vorstand bzw. der Aufsichtsrat wird über die Ausübung der vorgeschlagenen 

Ermächtigungen und die Verwendung der eigenen Aktien im Rahmen seines pflichtgemäßen 

Ermessens entscheiden. 

 

 Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung der vorstehenden 

Ermächtigungen unterrichten. 

 

 

   

Dr. Ralf Koeppe Dr. Kerstin Reden  Stephan Weber 


